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(No. 3.) Edikt über die Finanzen des Staats und die neuen Einrichtungen wegen der 
5 : Abgaben u. ſ. w. Vom 27ſten Oktober 1810, E 


7 Wir | Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
5 Preußen ꝛc. dc. E 


Haben Uns bisher unablaͤſſig damit befchäftigt, die beſten Mittel ausfindig 
zu machen, um den durch den letzten Krieg geſunkenen Wohlſtand Unſers Staats 
wieder herzuſtellen, den Kredit empor zu heben und die Verpflichtungen zu erfüllen, 

welche der Staat gegen ſeine Glaͤubiger auf ſich hat, insbeſondere haben wir durch 
ſehr große Anſtrengungen, ſoviel als nur immer moͤglich war auf die an Se. Maje⸗ 
ſtaͤt den Kaiſer der Franzoſen zu entrichtende Kriegeskontribution von 120 Millionen 
Franken abgetragen, ſo daß ſolche mit dem Ende des jetzt laufenden Jahres zur 
Haͤlfte abbezahlet ſeyn wird. Mit Ruͤhrung haben Wir die Beweiſe von Anhaͤng⸗ 
lichkeit aller Klaſſen Unſerer getreuen Unterthanen an Unſere Perſon, Unſer Haus 
und Unſere Regierung bemerkt, inſonderheit auch die Huͤlfe erkannt, welche Uns 
bei der Sicherſtellung der gedachten Kontribution und bei der Aufbringung der einſt⸗ 
weilen noͤthigen Fonds von Unſern getreuen Staͤnden und von dem Handelsſtande 


mit gröfter Bereitwilligkeit geleiſtet worden iſt. Die Schwierigkeiten, welche Wir 


noch zu uͤberwinden haben, find beträchtlich, und erfordern noch zu Unſerer Bekuͤm⸗ 
merniß nicht geringe Opfer. Wir vertrauen aber auf die Vorſehung, die Unſere 
nur auf die Rettung des Staats und auf das Wohl Unſerer Unterthanen gerichteten 
Beſtrebungen fegnen wird und auf die patriotiſchen Geſinnungen Unſers treuen 
Volks. In dieſer feſten Zuverſicht wollen Wir ſowohl demſelben, als den Glaͤubi⸗ 
gern des Staats hier die Befchlüffe bekannt machen, welche Wir gefaßt haben, 
um den Zweck zu erreichen. s a EE E 
Die dringendſte Angelegenheit ift die gaͤnzliche Erfüllung Unſerer Verpflich⸗ 
tungen gegen Frankreich, die daraus folgende Befeſtigung der freundſchaftlichen 
Verhaͤltniſſe mit dieſer Macht und die dadurch zu bewirkende Befreiung des Lan⸗ 
des von der großen Laſt der Unterhaltung fremder Truppen in den Oder⸗Feſtun⸗ 
gen und der Approvifionirung derſelben für den Belagerungszuſtand. E 
Jahrgang 1810. / D 
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Cs legt uns aber auch am Herzen, den Staats⸗ ⸗Glaͤubigern gerecht zu 
werden, welches uͤberdem unerlaͤßlich iſt, um Uns den Kredit zu peat; ben 
Wir brauchen jene Verpflichtungen zu erfüllen. 
SE Wir ſehen Uns genoͤthigt, von Unſern getreuen Unterthanen die Entrichtung 

‘erhöhter Abgaben, hauptſaͤchlich von der Konſumtion und von Gegenſtaͤnden des 
Luxus zu fordern, die aber vereinfacht, auf weniger Artikel zuruͤckgebracht, mit 
Abſtellung der Nachſchtſſe und der Thor⸗Aceiſen, fo wie mehrerer einzelner laͤſti⸗ 
gen Abgaben, verknuͤpft und von allen Klaſſen der Nation verhaͤltnißmaͤßig gleich 
getragen, und gemindert werden ſollen, ſobald das damit zu beſtreitende Beduͤrf⸗ 
niß aufhoͤren wird. In den Gegenden, welche durch den Krieg ganz vorzuͤglich 
gelitten haben, beſonders im Koͤnigreich Preußen, wollen wir Bedacht nehmen, 
durch außerordentliche Huͤlfsmittel die Laſt zu erleichtern, welche aus jenen neuen 
Konſuintionsſteuern entſteht. 

Es verſteht ſich übrigens, daß die durch das Kontinental⸗Syſtem für jetzt 

nothwendig gewordenen hohen Abgaben von Molonial-Waaren, die für dieſe be: 
ſtimmten niedrigeren Saͤtze in ſich faſſen. 
f Ueberhaupt aber ſoll das druͤckende jener neuen Auflagen dadurch möͤglichſt 
verguͤtigt werden, daß Wir mittelſt einer gaͤnzlichen Reform des Abgaben⸗Syſtems 
alle nach gleichen Grundſaͤtzen fuͤr Unſere ganze Monarchie von Jedermann wol⸗ 
len tragen laſſen. Auf dem kuͤrzeſten Wege wird daher auch ein neues Kataſter 
angelegt werden, um die Grundſteuer danach zu beſtimmen. 

AUnſere Abſicht iſt hierbei keinesweges auf eine Vermehrung der bisher out: 
gekommenen gerichtet, nur auf eine gleiche und verhaͤltnißmaͤßige Vertheilung auf 
alle Grundſteuerpflichtigen. Jedoch ſollen alle Exemtionen wegfallen, die weden 
mit der natuͤrlichen Gerechtigkeit, noch mit dem Geiſt der Verwaltung in benach⸗ 
barten Staaten langer vereinbar find, Die bis jetzt von der Grundſteuer befreit 
gebliebenen Grundſtuͤcke, ſollen alſo ohne Ausnahme damit belegt werden, Wird un 
wollen, daß es auch in Abficht auf Unſere eigene Domanial⸗ Beſitzungen geſchehe. 
Wir hoffen, daß diejenigen, auf welche dieſe Maaßregel Anwendung findet, fich Dac 
mit beruhigen werden, daß kuͤnftig der Vorwurf Ge nicht weiter treffen kann, daß 
ſie ſich auf Koſten ihrer Mitunterthanen, öffentlichen Laſten entziehn, ſo wie mit 
den Betrachtungen: daß die von ihnen kuͤnftig zu entrichtende Grundſteuern dem 
Aufwande nicht gleich kommen, den ſie haben wuͤrden, wenn man die urſpruͤng⸗ 
lichen auf ihren Guͤtern haftenden Ritter⸗Dienſtverpflichtungen von ihnen forderte, 
Für welche die bisherigen ganz unverhaͤltnißmaͤßigen Abgaben gegen die Grund⸗ 
Reger wegfallen; wie auch, daß freie Benutzung des Grundeigenthums, völlige Ge: 
werbefreiheit und Befreiung von andern Laſten, die ſonſt nothwendig geweſen ſeyn 
wuͤrden, ſtatt finden ſollen; endlich daß die Grundſteuer ſchon in einem großen 
Theile Unſerer Monarchie von den Gutsbeſitzern wirklich getragen wird. 
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Wir wollen naͤmlich eine völlige Gewerbefreiheit gegen Entrichkung einer 
maͤßigen Patentſteuer und mit Aufhoͤren der bisherigen Gewerbeſteuern verſtatten, 
das Zollweſen ſimplifiziren laſſen, die Bann⸗ und Zwanggerechtigkeiten aufheben 
und zwar da, wo ein Verluſt wirklich nach den vorzuſchreibenden Grundſaͤtzen ers 
wiefen wird, gegen eine Entſchaͤdigung abſeiten des Staats; dem Theile Unſerer 
Unterthanen, welcher ſich bisher keines Eigenthums ſeiner Beſitzungen erfreute, 
dieſes ertheilen und ſichern, much mehrere druͤckende Einrichtungen und Auflagen 
gaͤnzlich abſchaffen. ` 

Dieſemnach ſoll kuͤnftig die Natural⸗Brodt⸗Korn⸗ und Fonrage⸗ Lieferung 
fuͤr die Armee SE und Der See aus den öffentlichen Einkuͤnften fuͤr Geld 
angeſchafft werden. 

Der bisher von den ſogenannten pflichtigen Landbewohnern geſtellte Vor⸗ 
ſpann, ſoll in Friedenszeiten wegfallen, und fernerhin fuͤr das Civil und einzelne 
Militairperſonen gar keiner, für das Militair in Friedenszeiten aber von einem 
jeden, der Anſpann haͤlt, Luxuspferde allein ausgenommen, weil dieſe einer 
beſondern Steuer unterworfen ſeyn ſollen, gegen volle Bezahlung aus den Eis 
lichen Einkünften geftellt werden. 

Mit dem Servisweſen foll eine Ge getroffen werden, nach wen 
cher die Laſt theils gleichthellich von allen Staͤdtebewohnern, „theils aus den all⸗ 
gemeinen Fonds zu tragen ſeyn wird. 

Die Stempelabgaben ſollen einer zweckmaͤßigern Regulrung und maͤßigen 
Erhöhung unterworfen werden. 

Einzelne Edikte werden uͤber jede der erwähnten Veraͤnderungen das Noͤ⸗ 

thige naͤher bekannt machen. 
a Uebrigens fallen gegen die neu zu beſtimmenden Abgaben, künftig alle 
uͤbrigen bisherigen wegen des Krieges gemachten Anforderungen an Unſere ge⸗ 
treuen Unterthanen, als z. B. die Beitrage zu der Feſtungsverpflegung, Lieferungs⸗ 
Ausſchreiben, ſowohl in Gelde als in Naturalien u. ſ. w. gaͤnzlich, jedoch mit Bore 
behalt der Reſte, weg. Auch ſoll das im Jahre 1809 geforderte Anleih von 
1,00, 00 Rthlr. baar zuruͤckgezahlt, oder bei dem neuen Anleih, davon unten 
die Rede ſeyn wird, das Entrichtete von einem jeden angerechnet werden koͤnnen. 
Gern wuͤrden Wir es dabei bewenden laſſen, das Beduͤrfniß nur durch 
jene Abgaben zu beſtreiten, allein die Nothwendigkeit, den Ueberreſt der Kon⸗ 
tribution an Frankreich binnen kurzer Zeit zu bezahlen, zwingt Uns, noch wei⸗ 
tere Opfer, jedoch nur ein für allemal, zu verlangen. 

Wir haben die landesvaͤterliche Abſicht, Unſere Domainen zur daer 
der Staatsſchulden zu beſtinmen. Zu dem Ende iſt ihr fucceffiver Verkauf 
beſchloſſen, und eine den Umſtaͤnden angemeſſene Inſtruktion wegen der Ver⸗ 
aͤußerung und Behandlung derſelben aur te wodurch jener ſo viel ner moͤg⸗ 
lich befoͤrdert und erleichtert wird. Dabei ſollen die Stootepapiers zu 3 nach 
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| zu ſaͤkulariſiren und verkaufen zu laffen, das Aufkommen davon aber gleichfalls 
gem Staatsſchulden⸗Abtrage zu widmen, indem Wir für vollftändige Penfioni- 
rung der jetzigen Pfruͤndner und fuͤr reichliche Dotirung der Pfarreien, Schulen 


„ 
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dem Nominalwerth angenommen werden. Es verſteht fich von ſelbſt, daß die 
Erwerber von Domainen⸗Grundſtuͤcken die darauf haftenden Pfandbriefe uͤber⸗ 
nehmen, oder daß fuͤr ſolche den Glaͤubigern andere von gleichem Betrage gege⸗ 
ben werden muͤſſen, im Fall fie abgeloͤſet werden. 

Ferner haben Wir beſchloſſen, die geiſtlichen Güter in Unſerer Morarchie 


und milden Stiftungen ſorgen. Wir haben hierin nicht nur das Beiſpiel faſt 


aller Staaten und den allgemeinen Zeitgeiſt vor Uns, ſondern auch die Ueber⸗ 


zeugung, daß Wir weit mehr der Gerechtigkeit gemaͤß handeln, wenn Wir jene 
Guͤter unter den oben erwähnten Bedingungen zur Rettung des Staats verwen⸗ 


e 


den, als wenn Wir zu dieſem Ende das Vermoͤgen Unſerer getreuen . i | 


nen ſtaͤrker anziehen wollten. 


Waͤre es thunlich, nur Unſere Domainen ſchnell genug gegen dane SI 


Gelb umzuſetzen; jo wuͤrde der Werth derſelben allein hinreichen, Unſern Ver⸗ 


pflichtungen zu genuͤgen, ohne irgend einen Anſpruch an das Kapital-Bermögen 


Unſerer getreuen Unterthanen zu machen. 
Da dieſes aber ganz unmöglich iſt, da durch Anlehn im Auslande der 


Zweck nicht allein zu erfüllen ſtehet, obgleich Wir Maaßregeln genommen haben, 


dieſe Quelle, ſo weit es nur immer geſchehen kann, zu benutzen, ſo bleibt nichts 


uͤbrig, wenn der Staat gerettet werden ſoll, als das Fehlende an baarem 


Domainenaͤmter und geiſtlicher Guͤter, die uͤberdem noch ſolidariſch dafür haften 


Gelde im Lande ſelbſt anzuſchaffen. 


Wir wollen dieſes aber — mit Ausnahme einer ein fuͤr allemal, jedoch in 


mehreren monatlichen Terminen zu entrichtenden ſehr maͤßigen Steuer, von de⸗ 


nen, die ſich von der Arbeit ihrer Haͤnde naͤhren und nur ein ganz geringes Ver⸗ 


‚mögen beſitzen; — nicht als eine Auflage, weder auf das Vermögen, noch auf 


das Einkommen, verlangen, ſondern nur als ein Anleih, behufs Tilgung der Kon⸗ 
tribution an Frankreich, auf Unſere, wie oben ſchon erwaͤhnt iſt, zur Befreiung 


des Staats von Schulden beſtimmten Domainen und die geiſtlichen Güter, Die⸗ 4 


ſes Anleih ſoll zu vier Procent jaͤhrlich richtig verzinſet werden, und Wir ſichern 
deſſen Wiederbezahlung durch ſpezielle Hypothezirung eigner dazu anzuweiſender 


und die Zinſenzahlung leiſten ſollen. Es ſollen Bedingungen damit verknuͤpft 
werden, wodurch die Maſſe der Staatspapiere, die man zu 3 nach dem Nomi⸗ 
nalwerth dabei wird anbringen koͤnnen, vermindert und der Werth der uͤbrig biet, 


benden erhoͤhet wird, und das Anleih ſoll man auch nicht auf einmal, ſondern 


binnen zwei Jahren in halbjaͤhrigen Terminen entrichten. 
Ein beſonderes Edikt wird hieruͤber das Naͤhere beſtimmen. 5 
Durch Erſparniſſe, wo ſie irgend ohne erhebliche Nachtheile angebracht 
werden 


H 
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werden koͤnnen, durch Verkauf der Domainen und geiftlichen Guͤter, durch An⸗ 
leihe im Auslande, durch die aufzubringenden Abgaben, endlich durch das oben 
erwähnte inlaͤndiſche Anleih, glauben Wir Uns im Stande zu befinden, ohne ir⸗ 
gend einer weiteren Anforderung an Unſere getreuen Unterthanen zu beduͤrfen, 


die nachfolgenden Zwecke zu erfüllen:  — : 


1. Die Kontribution an Sr. Majeſtaͤt den Kaiſer der Franzoſen zu bezahlen. 

2. Sollen alle laufende Zinſen vom Iften Januar 1811 an, mithin zuerſt am 
Iſten July 1811, ſowohl von den auslaͤndiſchen als inlaͤndiſchen Staats⸗ 

ſchulden, desgleichen von denen der Geld-Inſtitute des Staats, als na⸗ 
mentlich von der Bank und der Seehandlung, in den urſpruͤnglich be⸗ 
ſtimmten Terminen wiederum puͤnklich bezahlt werden. 

3. Wir werden die Gläubiger des Staats insgeſammt auffordern laffen, die 
ruͤckſtaͤndigen Zinſen bei den in der Aufforderung zu benennenden Behoͤrden 
anzugeben. Dieſe Zinſen ſollen ſodann auf den Verſchreibungen abgeſchrie⸗ 
ben werden und die Glaͤubiger dagegen Zinsſcheine erhalten. Fuͤr die aus⸗ 

laͤndiſchen Schulden, von der erſten und zweiten Wittgenſteinſchen Anleihe, 

von der Frankfurter von 1794, von der Thurn⸗ und Taxiſchen, von der 
Langheimſchen, von der der Bank zu Fuͤrth und der Muͤnſterſchen, ſollen 
dieſe Zinsſcheine halb am Iften July 1811, halb am Iften Januar 1812 

baar realiſirbar ausgeſtellt, und uͤberdem bei der in Deutſchland zu eroͤff⸗ 
nenden Anleihe zu einem Drittel, desgleichen bei dem Verkauf der Domai⸗ 
nen und geiſtlichen Guͤter zu zwei Drittel mit andern Staatspapieren, fuͤr ; 
voll angenommen werden. Die Zinsſcheine von den inländifchen Anleihen, 
koͤnnen Wir vor beendigtem Abtrage der Kontribution an Frankreich, zu 


= Unſerm Leidweſen nicht fo ſchnell baar realifiren; fie ſollen halb am Iſten 


Januar, halb am kſten July 1814 zahlbar fey, mittlerweile aber bei dem 
inlaͤndiſchen Anleih zu einem Drittel, und bei dem Verkauf der Domainen 
und geiſtlichen Guͤter ebenfalls wie jene zu zwei Drittel für voll gelten. 

4. Was die Kapital⸗Zahlungen anbetrifft, fo folfen : — 

a. Forderungen, die nicht als Anleih zu betrachten ſind, nach und nach und 

bald moͤglichſt abbezahlt werden, ſo wie die Kraͤfte der Kaſſen es geſtatten. 

b. Wegen der auswärtigen Anleihe ſollen, nachdem die ruͤckſtaͤndigen Zin⸗ 
fen abgetragen ſeyn werden, alſo vom (fen July 1812 an, die ur⸗ 
sprünglichen Bedingungen erfüllt, mittlerweile aber die Verſchreibun⸗ 
gen daruͤber, bei dem in Deutſchland zu eroͤffnenden Anleih mit an⸗ 
dern Staatspapieren zu einem Drittel, wie auch bei dem Verkauf der 
Doms inen und geiſtlichen Outer zu Zweidrittel, im Nominalwerth om: 
nehmbar ſeyn. f 

e, Alle uͤbrige Staatsſchulden aber ohne Ausnahme, ſowohl diejenigen, wel e 


Pat . 


che jetzt ais folche betrachtet werden, mit Einſchluß der Schulden, Aktien = 
a : und 
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und Papiere der Seehandlung und der Hauptbank, auch anderer Inſtitute 
des Staats, als ſolche, die Wir von den Provinzial- und Kommunal⸗ 

Schulden kuͤnftig fuͤr dergleichen erklaͤren und auf die Staatsſchulden⸗ 
fonds uͤbernehmen werden, ſind, um der Agiotage zu ſteuern, zu konſo⸗ 
lidiren, mit Ausſchluß der Bank⸗ Obligationen, bet denen die bisherige 

Verzinſung bleibt, auf einerlei Zinsfuß zu Vier Prozent zu ſetzen und 
die bisherigen Verſchreibungen gegen neue einzuwechſeln. Abſeiten der 
Gläubiger darf keine Aufkuͤndigung Statt finden; fie muͤſſen die Zah⸗ 
dung, wenn fie berjelben beduͤrfen, auf dem Markt durch Verkauf ſuchen, 


Se 


aber es wird eine Summe unveraͤnderlich beſtimmt, die ſpaͤteſteus gleich 


nach Abtragung der Contribution an Frankreich und der ruͤckſtaͤndigen 
Zinſen, jaͤhrlich auf die Weiſe abbezalt wird, daß von den numerirten 
Obligationen eine den Abtrags-Summen gleichkommende Anzahl durch 
das Loos ausgewählt und öffentlich gezogen werde. Wir behalten Uns 
dabei vor, auch mehr abzutragen, wenn die Umſtaͤnde es geſtatten. 
In wiefern die Provinzial- und Kommunal⸗Kriegesſchulden, oder ein Theil 
derſelben, für Staatsſchulden zu erklaͤren find, muß noch von vorhergehenden Un⸗ 
terſuchungen abhangig gemacht werden. Wir wuͤnſchen dabei eine Ausgleichung 


zu Stande zu bringen und werden Bedacht darauf nehmen, daß da, wo es die 


Billigkeit erfordert, auch diejenigen Beitraͤge in Anrechnung kommen, welche 
Einzelne in den Kommunen oder Provinzen in ungleichem Verhaͤltniß fir das 
Ganze leiſteten, welches z. B. in Berlin geſchehen iſt. Damit uberall nach glei⸗ 
chen Grundſaͤtzen verfahren werde, und man einſeitige Anſichten vermeide, ſollen: 
I) Saͤmmtliche Provinzial und Kommunal⸗Kriegesſchulden einer General⸗ 


Kommiſſion, die in Unſerer Reſidenzſtadt Berlin ihren Sitz haben wird, un⸗ 


ferworfen werden. Dieſe ſoll Unſern Miniſterien des Innern und der Fi⸗ 
nanzen untergeordnet ſeyn und aus den Provinzen und Kommunen werden 
Wir Meprafentanten dazu berufen. 

2) Das erſte Geſchaͤft dieſer Behoͤrde ſoll ſeyn, den Kreditzuſtand und das 
Schuldenweſen der Provinzen und Kommunen, einer genauen Pruͤfung zu 
unterziehen und die Schulden zu liquidiren. In einigen Provinzen ſind ſchon 
Schrilte dieſerhalb geſchehen. ER ; 

3), Soll fie fich mit der Ausgleichung beſchaͤftigen, wobei von dem Hauptge⸗ 

ſichtspunkte auszugehen tft, daß moͤglichſte Gleichheit der Laſten mit Hintan⸗ 


ſetzung unmoͤglich zu bewirkender kleinlicher Genauigkeit hergeſtellt und nur a 


ein National⸗Intereſſe begründet werde. 
4) Muß fie die Oberaufſicht auf die Verwaltung ſelbſt führen. 


5) Da, wo die Provinzen oder Kommunen außer Stand ſind, ſich aus eignen 


Kräften zu helfen, wollen Wir ihnen durch unverzinsliche Vorſchuͤſſe zu Huͤlfe 


kommen, vornemlich um ihre Pfandſchulden einzuloͤſen und ſie in Stand zu 
ſetzen, die laufenden und ruͤckſtaͤndigen Zinſen von ihren Schulden zu zahlen. 
6) Soll endlich nach erfolgter Pruͤfung und Liquidation, auch Regulirung der 
von jeder Seite zu leiſtenden Beitraͤge, eine Uebernahme auf den Staatsſchul⸗ 


den-Fonds und Konſolidation der Provinzial⸗ und Kommunal⸗Kriegesſchul⸗ 


den, wie auch eine Beſtimmung eines gleichen 1 a und die eines zum 
Zort finden; fo wie Wir 


Kapital⸗Abtrage ausgeſetzten unveraͤnderlichen Fonds 
a ihre 
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ihre Tilgung auch fonft noch auf alle Weiſe, z. B. durch Annahme bei dem 
auslaͤndiſchen Anleih ꝛc. beguͤnſtigen wollen. Vorerſt ertheilen Wir hier⸗ 
durch die öffentliche Verſicherung, daß Wir ihre richtige Berzinfung und Ab⸗ 
tragung zu ſichern beſchloſſen haben. Es verſteht ſich, daß hier von den Pfand⸗ 
briefs⸗Inſtituten gar nicht die Rede fey. Dieſe gehen das Privatvermoͤgen 
an und bleiben ganz für ſich. Be, 
S Wir halten dis ruͤckſtaͤndigen Beſoldungen Unſerer Dienerſchaft fuͤr eine drin⸗ 
gende Schuld des Staats. Schon lange beſchaͤftigt ſich eine Kommiſſion mit der 
Liquidation derſelben und in einzelnen Fallen ſind den Beduͤrftigſten baare Abſchlags⸗ 
Zahlungen geleiſtet worden. Um indeſſen allgemeinere und ſchnellere Hülfe zu ge⸗ 
währen, ſind Wir, bei der Unmoͤglichkeit, vorerſt beträchtliche baare Abzahlungen 
zu leiſten, entſchloſſen, ohne das Ende der Liquidation abzuwarten, fo wie die cine 
zelnen Poſten konſtatirt find und werden, Bons den I. Jan. 1814 zahlbar, mit 
Hinzurechnung von vier Prozent jaͤhrlicher Zinſen bis dahin vom I. Jan. 1811 an, 
auf 4 der Forderungen ausſtellen zu laſſen, inſofern dieſe mit 25 Rthlr. aufgehen. 
Das nicht in dieſer Summe aufgehende aber, ſoll baar in Gelde zugeſchoſſen, das 
vierte z aber, den Berechtigten unter eben dieſen Beſtimmungen in alten Treſor⸗ 
ſcheinen und die Differenz gegen 25 baar gegeben werden; damit fie nicht gendthigt 
ſind, die zinsbaren Bons ſogleich a zugreifen. Gs 
Megen der alten Treſor⸗ und neuen Thalerſcheine, wie auch wegen der Muͤnz⸗ 
ſcheine, bleibt alles in der bekannten Verfaſſung, und es ſoll firer e gehalten wer⸗ 
den, was hierunter öffentlich zugeſagt iſt. Eben daſſelbe gilt auch von dem Praͤ⸗ 
mien⸗Anleih vom 27 Dezember 1803. ; Se 
Wir werden übrigens Unſere ſtete und groͤſte Sorgfalt darauf richten, durch 
jede nothwendige und heilſame Einrichtung in polizeilicher und finanzieller Hinſicht 
Unſern uns fo ſehr am Herzen liegenden Hauptzweck, das Wohl Unſerer getreuen. 
Unterthanen herzustellen, moglichit zu befördern. Zu dem Ende ſoll auch die naͤchſte 
Moͤglichkeit ergriffen werden, das Muͤnzweſen auf einen feſten Fuß zu ſetzen, ſo wie 
Wir Uns vorbehalten, der Nation eine zweckmäßig eingerichtete Repräſentation, 
ſowohl in den Provinzen als für das Ganze zu geben, deren Rath Wir gern be⸗ 
nutzen und in der Wir nach unſern landesväterlichen Geſinnungen, gern unſern ge⸗ 
treuen Unterthanen die Ueberzeugung fortwaͤhrend geben werden, daß der Zuſtand 
des Staats und der Finanzen ſich beſſere, und daß die Opfer, welche zu dem Ende 
gebracht werden, nicht vergeblich ſind. So wird ſich das Band der Liebe und des 
Vertrauens zwiſchen Uns und Unſerm treuen Volk immer feſter knuͤpfen. 

Wir hoffen daß ein jeder, wes Standes er auch ſey, jene zur Rettung jetzt 
unumgaͤnglich erforderlichen Opfer mit patriotiſchem Gemeinſinn gern bringen und: 
dadurch die Ge ſinnungen erhöhen werde, mit denen Wir Unſern guten Unterthanen: 
ergeben ſind, ſo wie dieſes die ſchoͤnſte Belohnung fuͤr Unſere Sorgen ſeyn wird, 

Gegeben Berlin, den 27ſten Oktober 1810. 


Friedrich Wilhelm. 


v. Hardenberg, 


bes. 4. 


5 


Go. 4.) Edikt über die Einziehung ſaͤmmklicher geiſtlichen Güter in der Monarchie. E 
Vom Zoſten Oftobor 1810, e 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
> Preußen AE 
In Erwaͤgung daß SE 
a. die Zwecke, wozu geiſtliche Stifter und Kloͤſter bisher errichtet wurden, 
theils mit den Anſichten und Beduͤrfniſſen der Zeit nicht vereinbar find, theils 
auf veränderte Weiſe better erreicht werden koͤnnen; Seen 
b. daß alle benachbarte Staaten die gleichen Maasregelt: ergriffen haben; 
e, daß die punktliche⸗Abzahlung der Contribution an Frankreich nur dadurch 
moͤglich wird; As EEE $ 

d. daß Wir dadurch die ohnedies fehr großen Anforderungen an das Privat- 

Vermoͤgen Unſerer getreuen Unterthanen ermaͤßigen, verordnen Wir wie 

folgt: ) SE 

H. I. Alle Klöfter, Dom: und andere Stifter, Balleyen und Commenden, 
ſie moͤgen zur katholiſchen oder proteſtantiſchen Religion gehoͤren, werden von 
jetzt an als Staats⸗Guͤter betrachtet, . : 

H. 2. Alle Klöfter, Dom⸗ und andere Stifter, Balleyen und Commenden 
ſollen nach und nach eingezogen und für Entſchaͤdigung der Benutzer und Berech⸗ 
tigten ſoll geſorgt werden. 4 
SF. 3. Vom Tage dieſes Edikts an, duͤrfen d 

a. keine Anwartſchaften ertheilt, keine Novizen aufgenommen und Niemand in 
den Beſitz einer Stelle geſetzt werden; i - Se ll 
b. ohne Unfere Genehmigung Feine Veränderung der Subſtanz vorgenommen 4 

werben; „ 

o. keine Capitalien eingezogen, keine Schulden kontrahirt, oder die Inventa- | 

rien veräußert werden; 45 25 8 E Ae 

d. keine neue Pacht⸗Contracte ohne Unſere Genehmigung geſchloſſen, keine 


e älter verlängert werden d 
Alle gegen dieſe Vorſchriften unternommene Handlungen ſind nichtig. 
H. 4. Wir werben für hinreichende Belohnung der oberſten geiſtlichen Be⸗ 
hoͤrden und mit dem Rathe derſelben fuͤr reichliche Dotirung der Pfarreien, Schu⸗ 
len, milden Stiftungen und ſelbſt derjenigen Kloͤſter ſorgen, welche ſich mit der 
Erziehung der Jugend und der Krankenpflege beſchaͤftigen und welche durch obige 
Vorſchriften entweder an ihren bisherigen Einnahmen leiden oder deren durchaus 
neue Fundirung noͤthig erſcheinen duͤrfte. KE 
2 Gegeben Berlin, den Zoften October 1810. 


Friedrich Wilhelm. 


v. Hardenberg. 
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